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Das folgende Papier von Rühle beschreibt die Kriegsbereitschaft des Warschauer Paktes 

zur Zeit des Kalten Krieges. Es fehlte wenig, jedenfalls nicht an Plänen, und der Atom-

krieg wäre Wirklichkeit geworden. Deutschland wäre der Hauptkriegsschaulatz gewe-

sen.  

 

Aus vielen Einzeldokumenten, welche trotz Aktenvernichtung bzw. -unterdrückung im 

Osten (und im Westen!) ans Tageslicht geraten, fügt sich allmählich ein schauervolles 

Bild von dem, was auch hätte geschehen können. Es ergeben sich daraus heute zwei 

Überlegungen:  

 

a) Das Bild, welches wir von unserer jüngeren Geschichte haben, auch unser heutiges 

politisches "Wissen" , etwa zum Irakkonflikt oder jetzt im Kaukasus, hängt zum gro-

ßen Teile von Informationen ab, die andere mit Blick auf ihr eigenes Interesse uns zu-

teilen. Diese spionieren, legen Akten an, halten eroberte Akten zurück, vernichten sie 

oder geben sie auch ggfs selektiv ( nicht immer ohne Manipulation ) preis.  

 

b) Nach allen Verlusten, die wir Deutschen nach dem Kriege haben hinnehmen müssen, 

hätte das, was hätte passieren können, unser endgültiges physisches Ende bedeutet. 

Das wird uns anscheinend erst allmählich bewußt. Vielleicht ist das der Grund dafür, 

daß wir drei Generationen nach dem 2. WK in immer neue Unterwerfungs- und Konf-

liktvermeidungsgesten verfallen. Was wir als Vergangenheitsbewältigung inszenieren, 

ist am Ende nur Folge unserer ungeheuren deutschen Existenzangst. Das wäre freilich 

recht unsoldatisch.  

 

Präventiver Nuklearkrieg in Europa 
Von Dr. Hans Rühle und Michael Rühle 

 

Am 25. Februar 1991 beschlossen die Au-

ßen- und Verteidigungsminister der Mitg-

liedstaaten des Warschauer Pakts in Buda-

pest, das von der Sowjetunion beherrschte 

Militärbündnis aufzulösen. Zugleich ver-

einbarten sie, alle wichtigen Dokumente 

weiterhin geheim zu halten. Ausnahmen 

sollten nur mit Genehmigung des zunächst 

weiterbestehenden Oberkommandos und 

aller Verteidigungsminister möglich sein. 

Da der Warschauer Pakt wenige Monate 

später auch physisch liquidiert wurde, ver-

schwand das Oberkommando; und als sich 

die Sowjetunion und die Tschechoslowakei 

auflösten, gab es beide Subjekte eines Ge-

nehmigungsverfahrens nicht mehr.  

Diese Lage wurde von den ehemaligen 

Mitgliedstaaten des Warschauer Pakts un-

terschiedlich interpretiert. Während Ruß-

land und Polen jede Einsicht in Dokumente 

rigoros verweigerten, waren die Behörden 

anderer Staaten - in unterschiedlicher In-

tensität - bereit, mit seriösen Wissenschaft-

lern zusammenzuarbeiten und eine Aus-

wahl bisher geheimer Unterlagen zur Ver-

fügung zu stellen. Es kam hinzu, daß ge-

heime Unterlagen mit dem Beitritt der 

ehemaligen DDR zur Bundesrepublik 

Deutschland direkt zugänglich wurden. Die 

Nationale Volksarmee vernichtete zwar 

fast alle Papiere, aus denen Erkenntnisse 

über die strategischen und operativen 

Kriegsplanungen hätten gewonnen werden 

können; dennoch gelangten etwa 25 000 

einschlägige Dokumente in den Besitz des 

deutschen Verteidigungsministers. Dabei 

handelt es sich im Wesentlichen um Ta-

gungsprotokolle der obersten politischen 

und militärischen Führung der Nationalen 

Volksarmee, Vorschriften, Befehle, Be-

richte und Aufzeichnungen aller Art, sowie 
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Übungs- und Ausbildungsunterlagen, 

Feindlageberichte und Mobilmachungsun-

terlagen. Aus diesen Dokumenten ließen 

sich zwar die operative Planung und die 

militärische Vorbereitung mit hoher Wahr-

scheinlichkeit ableiten, das Fehlen konkre-

ter Kriegspläne relativierte jedoch fast 

zwei Jahrzehnte lang alle Aussagen über 

die militärischen Planungen des War-

schauer Pakts. Dieses Defizit ist nun weit-

gehend beseitigt. Vor einigen Jahren gab 

die tschechische Regierung die Unterlagen 

über die nationale Kriegsplanung wie über 

die des Warschauer Pakts zwischen 1950 

und 1990 frei. Diese Dokumente geben 

einen so umfassenden Einblick in die Welt 

der Kriegsvorbereitungen, daß alles Übrige 

mühelos erschlossen werden kann. Hinzu 

kommt, daß die echten Kriegspläne in der 

Regel dicht an den Übungsszenarien lie-

gen, die dem Westen in Ost-Berlin in gro-

ßer Zahl und vergleichsweise detailliert in 

die Hände gefallen waren. Damit sind ers-

tmals Aussagen über die tatsächliche 

Kriegsplanung des Warschauer Pakts mög-

lich. Das wiederum heißt, daß wichtige 

Fragen über die Zeit des Kalten Krieges 

nun beantwortet werden können.  

Die ersten sowjetischen Kriegspläne nach 

dem Ende des Zweiten Weltkriegs waren 

von der Erinnerung an den deutschen 

Überraschungsangriff im Jahr 1941 ge-

prägt. Eine Mobilmachung war schon „bei 

der ersten Erkenntnis über Streitkräftekon-

zentrationen des Westens“ vorgesehen, 

auch wenn damit eine „vorschnelle Mobili-

sierung“ und deren Folgen in Kauf ge-

nommen wurden. Damit war in der sowje-

tischen Kriegsplanung das Konzept eines 

„Präemptivkrieges“ etabliert. Dieser eröff-

nete die Möglichkeit, die bewaffnete Aus-

einandersetzung von Anfang an auf gegne-

rischem Territorium auszutragen. Das 

Funktionieren dieser Strategie setzte je-

doch starke konventionelle Streitkräfte 

voraus, mit denen die Kriegsvorbereitun-

gen des Gegners zeitlich unterlaufen wer-

den konnten. Nach dem Ende des Zweiten 

Weltkriegs verfügte die Sowjetunion über 

entsprechende Fähigkeiten, die von der 

Sowjetunion „befreiten“ mittel- und osteu-

ropäischen Staaten waren aber nur 

schwach bewaffnet.  

Im Januar 1951 forderte Stalin die osteuro-

päischen Regierungen auf, „in zwei bis 

drei Jahren“ kriegsfähig zu sein. Das über-

raschte umso mehr, als die Wahrschein-

lichkeit eines Krieges mit dem Westen aus 

Sicht der sowjetischen Führung gering 

war. In einer Planungsunterlage von 1952 

heißt es: „Die westlichen Imperialisten 

haben derzeit nicht genügend Streitkräfte, 

um einen militärischen Konflikt zu begin-

nen.“ Und an anderer Stelle ist zu lesen: 

„Die Imperialisten werden keinen Krieg 

ohne westdeutsche Divisionen beginnen.“  

Die entscheidende Wende in der Kriegs-

planung des Warschauer Pakts vollzog sich 

zu Beginn der sechziger Jahre. Die Sowje-

tunion „nuklearisierte“ ihre Militärstrate-

gie. In Stalins Defensivstrategie hatten 

Atomwaffen praktisch keine Rolle gespielt. 

Jetzt führte die Aussicht auf nukleare Ge-

fechtsfeldwaffen zu einer überschwengli-

chen Bewertung der neuen Möglichkeiten. 

Atomare Gefechtsfeldwaffen galten als die 

moderne Artillerie, mit der man sich den 

Weg durch die feindlichen Kräfte frei-

schießen würde - unbeeindruckt vom eben-

falls nuklearen Feuer des Gegners, unbee-

indruckt auch von der Tatsache, in ver-

seuchtem Gelände kämpfen zu müssen. 

Während die gegnerischen Kräfte im nuk-

learen Feuer buchstäblich untergingen, 

schienen die sowjetischen Soldaten unver-

wundbar zu sein.  

Diese absurde Phase am Beginn der Neu-

formulierung der sowjetischen Militärstra-

tegie hat der sowjetische General Larionov 

später „nukleare Romantik“ genannt. Der 

polnische General Pioro, der an mehreren 

Übungen teilgenommen hatte, urteilte: „Es 

war wie im Märchen.“ Doch für die Planer 

in Moskau war es bitterer Ernst. Wie die 

Kriegsplanung jener Jahre zeigt, wären 

diese Pläne im Ernstfall auch verwirklicht 

worden: Hamburg etwa sollte mit einer 

Wasserstoffbombe zerstört werden. Auch 

wenn diese euphorisch-unreflektierte Sicht 
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schon Mitte der sechziger Jahre überholt 

war - Atomwaffen spielten in den Planun-

gen eines Kriegs in und um Europa eine 

zentrale Rolle. Ein wesentlicher Grund 

dafür lag in der sowjetischen Interpretation 

des Verlaufs der Kuba-Krise von 1962/63. 

Ein strategisch-nuklearer Schlagabtausch 

zwischen den Vereinigten Staaten und der 

Sowjetunion, über den Moskau zuvor laut-

stark räsoniert hatte, galt plötzlich als nicht 

mehr beherrschbar, seine Androhung daher 

als unglaubwürdig. Für möglich und führ 

bar dagegen hielten die sowjetischen Pla-

ner einen regional begrenzten Krieg in 

Europa, ausgefochten mit den Atomwaffen 

der Supermächte. Auch dieser Krieg stand 

im Zeichen der Überzeugung, daß er 

präemptiv geführt werden müsse.  

In einem geheimen Papier der tschechi-

schen Militärführung wird die Logik des 

nuklearen Ersteinsatzes exakt beschrieben: 

„Es gibt nicht einmal eine theoretische 

Möglichkeit, daß die konventionell er-

kennbar schwächere Seite . . . auf den Erst-

einsatz nuklearer Waffen nur deshalb ver-

zichten würde, weil sie damit gegen das 

Völkerrecht oder eigene gewachsene Skru-

pel verstoßen würde . . . Und es ist noch 

absurder zu glauben, daß der Angreifer 

solch selbstlos-edles Verhalten des Vertei-

digers unterstellen würde oder gar erwarten 

würde, daß der Verteidiger seine ohnehin 

nachteilige Lage dadurch noch verschlech-

tern würde, daß er mit dem Einsatz seiner 

Nuklearwaffen so lange wartet, bis der 

Aggressor seine Nuklearwaffen einsetzt.“  

Diese Begründung des Ersteinsatzes von 

Atomwaffen, verbunden mit dem seit Sta-

lin für die sowjetische Militärstrategie kon-

stitutiven Prinzip, einen Krieg durch die 

frühzeitige Reaktion auf kriegsvorberei-

tende Maßnahmen des Gegners hin selbst 

zu beginnen, verdichteten sich zunächst zu 

einer konsequenten Planung eines atoma-

ren Präemptivkrieges. Einige Verbündete 

der Sowjetunion vermuteten daher schon 

damals, daß die Planer in Moskau ein 

Großmanöver der Nato zum Anlaß nehmen 

würden, um loszuschlagen und zugleich 

den Angriff mit Atomwaffen auf Ziele in 

Westeuropa anzuordnen.  

Die Großübung „Buria“ von 1961 spiegelt 

diesen Ansatz beispielhaft wider. Wie aus 

einem Sprechzettel des DDR-

Verteidigungsministers Hoffmann hervor-

geht, ergab sich aus Erkenntnissen der 

Aufklärung, daß der Westen den Krieg am 

6. Oktober um 12.08 Uhr beginnen würde. 

Dies „beantwortete“ der Osten mit einem 

präemptiven nuklearen Erstschlag schon 

um 12.05 Uhr, das heißt drei Minuten frü-

her. Dabei sollten 422 nukleare Gefechts-

köpfe allein auf westdeutschem Territo-

rium explodieren.  

Schon die vergleichsweise gut dokumen-

tierte Planung aus dem Jahr 1964 zeigt, 

daß sich die Interpretation des präemptiven 

Verteidigungskrieges in der militärischen 

Praxis mehr und mehr dem präventiven 

Angriffskrieg näherte. Zwar deutet das 

Planungsdokument von 1964 in seinen 

Vorbemerkungen die Möglichkeit eines - 

operativ nicht nachvollziehbaren - westli-

chen Überraschungsangriffs unter Einsatz 

von Atomwaffen an. Doch sagt es alles, 

daß in der konkreten Kriegsplanung davon 

nicht die Rede ist und auch keinerlei Fol-

gewirkungen beschrieben werden, sondern 

angenommen wird, daß der Warschauer 

Pakt umgehend sein offenbar intaktes Po-

tential an atomaren Gefechtsfeldwaffen 

einsetzen und überdies aus dem Stand mit 

voll mobilisierten und uneingeschränkt 

kampffähigen konventionellen Streitkräf-

ten eine offensive Landkriegführung be-

ginnen könne.  

Wieder einmal zeigt sich hier ein vertrau-

tes Muster sowjetischen Denkens: Alle 

militärischen Planungen gehen von einer 

Aggression des Westens aus, diese wird 

aber als so dilettantisch eingeschätzt, daß 

sie für die Kriegsführungsfähigkeit des 

Warschauer Pakts folgenlos bleibt. Die 

Annahme eines westlichen Atomangriffs 

war nie mehr als eine Fiktion. Mit anderen 

Worten: Was der Warschauer Pakt in sei-

ner eigenen Planung rituell als präemptiven 

Verteidigungskrieg deklarierte, war in der 
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politischen und militärischen Wirklichkeit 

nichts anderes als die Planung eines prä-

ventiven Angriffs gegen die Nato.  

Der Krieg würde also mit einem atomaren 

Überraschungsschlag gegen Ziele in West-

europa beginnen. Das ergibt sich zum ei-

nen aus den schriftlich formulierten Auf-

trägen an die verbündeten konventionellen 

Streitkräfte, ihre Einsätze unmittelbar nach 

dem kriegsauslösenden Atomschlag sowje-

tischer Raketentruppen zu beginnen. Die 

Schäden, die die Führung des Warschauer 

Pakts erwartete, zeigten überdies, daß die 

Nato-Streitkräfte in ihrer Friedensaufstel-

lung überrascht und entwaffnet werden 

sollten. Der anschließende Kriegsverlauf 

sah vor, daß die Truppen des Warschauer 

Pakts derart schnell gen Westen vorstoßen 

würden. Dieses Konzept würde nur aufge-

hen, wenn sie nicht mehr mit ernsthaftem 

Widerstand rechnen müßten. Eile war ge-

boten, ja lebensnotwendig, denn die Trup-

pen müßten das durch den atomaren Erst-

schlag verseuchte Gelände möglichst 

schnell überwinden.  

Erwogen wurde auch eine Variante des 

atomaren Präventivkriegs. Wie Professor 

Tsygichko, der zwischen 1962 und 1971 an 

der Erarbeitung der Kriegspläne in Moskau 

mitwirkte, jüngst erläuterte, wurde 

ernsthaft erwogen, daß der Feind „nach 

einem präventiven Nuklearschlag“ kapitu-

liert. Diese Möglichkeit bestand durchaus. 

Wie führende westdeutsche Militärs An-

fang der sechziger Jahre in einer vertrauli-

chen Analyse feststellten, wären nach ei-

nem massiven Atomschlag des Warschauer 

Pakts zusammenhängende, geordnete Ver-

teidigungsoperationen auf westdeutschem 

Territorium nicht mehr möglich gewesen.  

Ideologisch bereitete der Präventivkrieg 

den sowjetischen Planern keine Probleme. 

Der kapitalistische Erzfeind galt nicht nur 

generell als aggressiv; es stand auch fest, 

daß er jede Schwäche des sozialistischen 

Lagers militärisch ausnutzen würde, um 

die kommunistische Weltrevolution zu 

verhindern. Auch der Präventivkrieg gegen 

den Westen war daher per definitionem ein 

Verteidigungskrieg.  

Wie aber stellte sich die Führung des War-

schauer Pakts den Krieg gegen die Nato 

vor? Diese Frage läßt sich gegenwärtig im 

Detail nur für den Gefechtsstreifen der 

durch sowjetische Verbände verstärkten 

tschechoslowakischen Armee beantworten. 

Diese Region umfaßte große Teile Bayerns 

und Baden-Württembergs bis zur Schwei-

zer Grenze und weiter beiderseits der Ach-

se Straßburg, Epinal, Dijon, Langres, Be-

sançon, Lyon. (Oberbayern und München 

gehörten zum südlich angrenzenden Front-

abschnitt.)  

Für den atomaren Überraschungsschlag 

waren insgesamt 131 Nuklearwaffen vor-

gesehen. 41 von ihnen sollten die Nato-

Truppen vernichten, die zwischen der 

tschechoslowakischen Grenze und der Li-

nie Würzburg, Erlangen, Regensburg, 

Landshut stationiert waren. Die restlichen 

90 Atomwaffen sollten für die „nuklearen 

Angriffsmittel“ und die Führungszentren 

der 7. U.S.-Armee zur Verfügung stehen. 

Abhängig von der Lageentwicklung war 

der Einsatz von weiteren knapp 100 Nuk-

learwaffen geplant, um die strategischen 

und operativen Reserven der Nato zu 

schwächen und bisher nicht erkannte 

Atomwaffen der Nato zu zerstören. Am 

siebten oder achten Tag sollten die Streit-

kräfte des Warschauer Pakts den Rhein 

überschritten und den Raum Langres-

Besançon erreicht haben. Am neunten Tag 

sollte Lyon fallen.  

So viel über den geplanten Ablauf eines 

Angriffs der Warschauer Pakts im Bereich 

der „Stoßgruppe Bayern“ aus dem Jahr 

1964. Weitere reale Kriegsplanungen des 

Warschauer Pakts für die drei im Norden 

eingesetzten Stoßgruppen beziehungsweise 

die den Süden abdeckende „Stoßgruppe 

Österreich/Bayern“ liegen gegenwärtig 

nicht vor. Bekannt geworden ist lediglich 

die Absicht, Österreich zu besetzen und die 

Städte Wien, München, Verona und Vin-

cenza mit Atomwaffen anzugreifen.  
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Der Mangel an Informationen über die 

Kriegsplanung des Warschauer Pakts für 

die Mitte und den Norden Deutschlands 

wiegt allerdings nicht zu schwer. Einerseits 

lassen sich die Planungen für den Norden 

aus denen der „Stoßgruppe Bayern“ ablei-

ten. Andererseits gibt es Erkenntnisse aus 

Übungsunterlagen des Warschauer Pakts, 

die dem deutschen Verteidigungsministe-

rium nach der Auflösung der Nationalen 

Volksarmee in die Hände gefallen sind. Da 

die darin geplanten nuklearen Einsätze der 

„Stoßgruppe Bayern“ fast dieselbe Grö-

ßenordnung haben wie die Zahlen der ech-

ten Kriegsplanung von 1964, dürften die 

Annahmen über die Stoßgruppen 1 bis 3 

der Realität recht nahe kommen. Danach 

waren für den Zielraum Schleswig-

Holstein 62, für Ost-Niedersachsen 115 

und für den Zielraum Nordkassel 175 Ein-

sätze von Atomwaffen vorgesehen.  

Diese Zahlen stammen aus Übungen, die 

während der achtziger Jahre abgehalten 

wurden. Damit ist zugleich die Frage be-

antwortet, ob sich die tatsächliche Kriegs-

planung nach 1964 wesentlich verändert 

hat. Die Antwort ist: nein. Petr Lunak, der 

die Kriegsplanung des Warschauer Pakts 

auf der Grundlage aller bisher geheimen 

Unterlagen der tschechoslowakischen Mili-

tärführung analysiert hat, stellt fest: „Bis 

zu Gorbatschows strategischer Revolution 

setzte der Warschauer Pakt seine bizarre 

Planung fort, einen Atomkrieg in Europa 

zu führen und zu gewinnen.“  

Dies heißt nicht, daß es über die Strategie 

des präventiven, begrenzten Nuklearkriegs 

in Europa keine Diskussionen gab. Es gab 

sie reichlich, insbesondere in den Füh-

rungszirkeln der Verbündeten Moskaus - 

waren es doch polnische oder tschechos-

lowakische Soldaten, die als Spitze der 

jeweiligen Stoßgruppen das größte Risiko 

in stark verseuchtem Gelände zu tragen 

hatten. Überdies konnte auch ein atomarer 

Überraschungsschlag nicht die nukleare 

Entwaffnung der Nato garantieren. Es 

müßte daher mit nuklearen Gegenschlägen 

auf das Gebiet der mittel- und osteuropä-

ischen Staaten gerechnet werden. Doch 

diese Diskussionen blieben letztlich fol-

genlos. In nuklearen Fragen hatten die 

Verbündeten kein Mitspracherecht. Erst 

1986 gewährte Gorbatschow ihnen dieses 

Recht.  

Natürlich gab es auch innerhalb der sowje-

tischen Militärführung Debatten über mili-

tärstrategische Fragen und die konkrete 

Kriegsplanung. Das ergibt sich aus den 

Memoiren ehemaliger hoher Offiziere. Der 

grundlegende Ansatz wurde jedoch nicht 

geändert. Die Wende kam erst mit Gorbat-

schow im Lauf des Jahres 1986. In seinem 

Beisein sagte der polnische Staatspräsident 

Jaruzelski: „Niemand soll glauben, daß 

man in einem Nuklearkrieg nach fünf oder 

sechs Tagen in Paris eine Tasse Kaffee 

schlürfen kann.“ Danach forderte er eine 

umgehende Änderung der Kriegspläne. So 

kam es dann auch. Nur die NVA arbeitete 

auf alter Grundlage weiter. Noch in der 

Übung „Stabstraining 1989“ plante sie die 

Verwüstung weiter grenznaher Landstriche 

Schleswig-Holsteins durch 76 teilweise 

großkalibrige Atomwaffen.  

Nach der Öffnung der tschechischen 

Archive kann es keinen ernsthaften Zwei-

fel mehr geben: Der Warschauer Pakt plan-

te einen präventiven, regional begrenzten 

Atomkrieg in Europa. Daran mag in der 

politischen und militärischen Führung der 

Nato-Staaten mancher albtraumhaft ge-

dacht haben. Der Verteidigungsplanung 

der Nato lagen jedoch andere Annahmen 

über die vermutliche Kriegsführung des 

Warschauer Pakts zugrunde. Alle Planun-

gen gingen von einem Angriff des War-

schauer Pakts mit konventionellen Streit-

kräften aus. Der Ersteinsatz von Atomwaf-

fen durch die Nato war erst für den Fall 

vorgesehen, daß der Westen hohe Gebiets-

verluste erlitte. Die große Sorge galt daher 

zunächst der Möglichkeit, daß der War-

schauer Pakt durch den Einsatz überlege-

ner konventioneller Kräfte rasch nach We-

sten vorstoßen, die atomare Infrastruktur 

der Nato zerstören und damit die nukleare 

Ersteinsatzoption unterlaufen könnte. Na-

türlich erkannten die Nato-Planer schon 

frühzeitig, daß es wahrscheinlich zu einem 
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nuklearen Ersteinsatz durch den War-

schauer Pakt kommen würde. Eine rationa-

le Reaktion konnte dann aber nur noch - 

wenn man nicht kapitulieren wollte - in der 

Drohung mit einer Eskalation liegen. Das 

wiederum hätte einen nach Zeit und Inten-

sität unkalkulierbaren atomaren Schlagab-

tausch in Mitteleuropa bedeutet. Dieses 

Szenario eines vom Gegner provozierten 

Atomschlags, auf den nur mit einer nuklea-

ren Eskalation reagiert werden konnte, war 

in der Öffentlichkeit der Bundesrepublik 

jedoch zu keiner Zeit zu vermitteln. Die 

westliche Militärstrategie müßte eben nicht 

nur „deterrence“ - Abschreckung - gege-

nüber dem Gegner bieten, sondern auch 

„reassurance“ - Vertrauen in die Wirksam-

keit nach innen - erzeugen.  

Angesichts dieses Dilemmas blieb den 

politisch Verantwortlichen nichts anderes 

übrig, als eine zunächst ausschließlich 

konventionelle Bedrohung ins Zentrum 

ihrer Planung zu rücken. Ein atomarer 

Ersteinsatz war zwar fester Bestandteil der 

Nato-Planung, im stillen Einverständnis 

mit der Bevölkerung wurde eine öffentli-

che Thematisierung jedoch vermieden. Mit 

anderen Worten: Die Strategie der Nato 

orientierte sich nicht primär an der tatsäch-

lichen Bedrohung, sondern an dem, was 

öffentlich als zumutbar erschien.  

Der Führung des Warschauer Pakts war 

dieses Dilemma des Westens sehr wohl 

bekannt. Sie kannte auch alle Geheimnisse 

der Nato-Planung. Der Chef der Aufklä-

rung der NVA hatte schon 1973 aus seinen 

Erkenntnissen über die Wintex-Übungen 

der Nato über „eine noch größere Abstu-

fung des Kernwaffeneinsatzes spätestens 

nach 100 km Eindringtiefe der Truppen 

des Warschauer Pakts“ geschrieben. Und 

aus einem internen Papier des stellvertre-

tenden Chefs der Aufklärung General 

Gottwald für seinen Minister aus dem Jahr 

1988 ergibt sich, daß die Vorstellungen der 

DDR über einen möglichen selektiven Ein-

satz von Atomwaffen durch die Nato 

durchaus realistisch waren. Warum sollte 

der Warschauer Pakt also in einem Krieg 

in Europa warten, bis die Nato, konventio-

nell in jedem Fall in Bedrängnis, als Erster 

Atomwaffen einsetzen würde, wenn die 

Möglichkeit bestand, durch einen frühzei-

tigen eigenen nuklearen Ersteinsatz die 

Nato zumindest teilweise nuklear zu ent-

waffnen? Warum sollte der Warschauer 

Pakt trotz seiner konventionellen Überle-

genheit überhaupt einen konventionellen 

Beginn des Krieges planen, wenn durch 

einen in jedem Falle notwendigen nuklea-

ren Einsatz der Nato der Krieg ohnehin 

immer ein nuklearer werden würde? War-

um sollte der Warschauer Pakt nicht von 

vornherein den nuklearen Überraschungs-

angriff planen, wenn damit die Chance 

bestand, die nukleare Infrastruktur der Na-

to weitgehend zu zerstören und die kon-

ventionellen Streitkräfte der Nato ent-

scheidend zu schwächen? Warum also kein 

nuklearer Präventivkrieg, wenn man in 

Moskau sicher war - und durch demonstra-

tiv regional begrenzten nuklearen Erstein-

satz zu signalisieren beabsichtigte-, daß ein 

begrenzter Nuklearkrieg in Europa mög-

lich war? Warum sollte man die ideolo-

gisch unvermeidliche kriegerische Ausei-

nandersetzung mit dem kapitalistischen 

System nicht zu einem Zeitpunkt suchen, 

zu dem die Korrelation der Kräfte für den 

Warschauer Pakt sprach, weil die kapitali-

stischen Staaten ihre technologische Über-

legenheit noch nicht konsequent - wie spä-

ter durch Ronald Reagans „Strategische 

Verteidigungsinitiative“ (SDI) schmerzhaft 

empfunden - für eine überlegene Kriegs-

führungsfähigkeit genutzt hatten?  

Die Antworten auf all diese Fragen führen 

zwangsläufig zu der Erkenntnis, daß die 

Konzeption des präventiven regionalen 

Nuklearkriegs in Europa aus sowjetischer 

Sicht durchaus rational war. Warum aber 

brach ein Krieg zwischen West und Ost 

dennoch nicht aus? An der sowjetischen 

Militärführung lag es bestimmt nicht. Sie 

war dazu nicht nur allzeit bereit. Zwischen 

1975 und 1985 häuften sich auch ihre For-

derungen, der erwarteten technologischen 

Überlegenheit des Westens mit einem Prä-

ventivkrieg zu begegnen. Im September 

1982 verglich Marschall Ogarkow bei ei-
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nem Treffen der Generalstabschefs des 

Warschauer Pakts die politische Situation 

mit der Zeit vor dem Ausbruch des Zwei-

ten Weltkrieges. In Wirklichkeit hätten 

„die USA der Sowjetunion und ihren Ver-

bündeten den Krieg bereits erklärt“.  

Daß der Kalte Krieg nicht heiß wurde, war 

die Entscheidung der politischen Führung 

der Sowjetunion. Über die Motive kann 

nur spekuliert werden. Da wenig Hoffnung 

auf die Öffnung der einschlägigen Archive 

in Rußland besteht, wird man es vielleicht 

nie erfahren. Es spricht aber einiges dafür, 

daß die Sowjetunion sich eben doch nicht 

sicher sein konnte, angesichts der massiven 

amerikanischen konventionellen und nuk-

learen Präsenz einen Krieg auf Europa 

beschränken zu können. Ein positives Ur-

teil über die politische Führung der Sowje-

tunion ist dennoch nicht angebracht. Im-

merhin hatte sie einer realen Kriegspla-

nung zugestimmt, die Westeuropa durch 

den Ersteinsatz von weit mehr als 1000 

Nuklearwaffen in Schutt und Asche gelegt 

und weite Teile für Jahrzehnte unbewohn-

bar gemacht hätte.  

 

***  
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